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.Klagerin und Revis10nsbeklagte9
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g e g e n

Beklagte und Revisionsklägerin‚

Prozeßbevollmächtigter: o o „ „ „ „ o ° ° ° „ o

Der 50 Senat des Bundessözialgerichts hat auf die

mündliche Verhandlung vom 290 Mai 1969 durch

Senatspräsident Dr; D a p p r i c h
. ‘

_„ — Vorsitzender -,

Bundesrichter ‘
_

Dro W i t t e ,
Bundesrichter S c h r ö d e r ‚
Bundessozialrichter van B ü r c k \ und

Bundessozialrichter W o l f f

für Recht erkannt:

Die Revision der Beklagten gegen das Urteil des

Landessozialgerichts Nordrhein—Westfalen vom 15;

Dezember 1964 wird zurückgewiesen° »

Die Beklagte hat der Klägerin auch die außerge—

richtlichen Kosten des Revisionsverfahrens zu

erstatten„
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Unter den Beteiligten ist streitig, ob die Klägerin, die

‚im Februar 1957 aus Polen in die Bundesrepublik gekommen

ist9 für die Zeit vom 10 März 1953 bis Ende Februar 1957

einen Anspruch auf Witwenrente aus
der gesetzlichen Unfall-

versicherung (UV) hato

Der Ehemann der Klägerin (Versicherter) war vom Jahre 1910
bis zum Jahre 1950 mit Unterbrechungen im Steinkohlenberg—

bau des Ruhrgebietes vorwiegend unter Tagebeschäftigto Im

Jahre 1955 verzog er mit seiner Familie nach Ostpreußen

und arbeitete dort überwiegend als Landarbeiter° Während

des Krieges wurde er Kraftfahrer nnd siedelte mit seiner

Familie in den Warthegau umo Bei Kriegsende war er als

Wachmann eingesetzt° Er floh zu seinem Bruder nach Essen,
während seine Familie im Werthegau verblieb„ In Essen ver—

starb er am 200 November 1945 an den Folgen einer schweren

Staublungenerkrankung°

Am 100 Mai 1948 machte der Bruder des Versicherten im Auf-

trage der Klägerin, die sich noch in Polen befand, bei der
Beklagten Entschädigungsansprüche aus der UV geltend°

Darauf fand in den Jahren 1948/49 ein Schriftwechsel zwi—

‘schen der Klägerin und der Beklagten statto Mit Schreiben

Vom 500 Juni 1948 teilte die Beklagte der Klägerin mit9

daß ihr die Rentenbeträge9 auf die sie Anspruch habe, nicht

unmittelbar überwiesen werden könnten. Nach einer neueren

Anordnung der britischen Militärregierung bestehe aber die

Möglichkeit9 die Beträge? auf ein Sperrkonto bei einer
“Bank oder Sparkasse einzuzahlen° Die Klägerin wurde gebe—

ten, ein Sperrkönto in der britischen Zone zu errichteno

Es heißt dann wörtlich: "Wir werden dann die Nachzahlung

der Rente sowie die fortlaufende Rentenzahlung auf das

gesperrte Konto veranlassen und Ihnen hierüber entsprechen—
de Mitteilung gebeno" Der Beklagten lag schon damals eine
Aufenthaltsbescheinigung der Gemeindeverwaltung Mochy in
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der Wojewodschaft Posen vom 150 April 1948 vor,

aus der sich ergab9 daß der Klägerin am 290 März 1947

die polnische Staatsangehörigkeit zuerkannt werden ware

Die Beklagte ging daher bei ihrem Schriftverkehr mit der

Klägerin davon aus9 daß diese die Staatsangehörigkeit

eines Staates besaß9 der zu den Vereinten Nationen ge—

’hörteo Als die Klägerin um die Erteilung eines Rentenbe—
scheids bat, antwortete die Beklagte mit folgendem Schrei—

—ben vom 100 Januar 1949:

'j Nach dem Ergebnis der Leichenöffnung ist Ihr
Ehemann Johann B 115315 gebe 230 März 18929

am 200 November 1945 an den Folgen einer schweren

vStaublungenerkrankung gestorbeno Unsere Entschä—

‚digungspflicht haben wir anerkannto Einen Fest—

_stcllungsbescheid haben wir bisher nicht erteilte

Der Klägerin ist in Polen für'die Zeit vom 16 Juni 1945
bis zum 31° Oktober 1948 als Witwe? die zwei unter 18

Jahre alte Kinder zu versorgen hatte, eine Witwenrente

aus dem Fond der Arbeiterpensionsversicherung gezahlt

worden° '

Am 70 Februar 1957 meldete sich die Klägerin mit ihrem

Sohn Josef in Essen an und beantragte am 120 Februar 1957

die Zahlung von Hinterbliebenenrentecv Mit Bescheid vom
184 April 1957 gewährte die Beklagte der Klägerin und

ihrem Sohn ab 10 März 19579 dem Monatsersten nach ihrem

Eintreffen in der Bundesrepublik, Hinterbliebenenrenteno

Mit der gegen diesen Bescheid erhobenen Klage vor dem

Sozialgericht (SG) Duisburg erstrebte die Klägerin eine

' Zahlung von Hinterbliebenenrente auch für die Zeit vom
10 März 1955 bis Ende Februar 19570 Für die Zeit vorher

‘ hatte die Beklagte Verjährung gemäß @ 29 Abs„ 5 der

Reichsversicherungsordnung (RVG) geltend gemachto

Mit Urteil vom 170 Dezember 1962 verurteilte das SG die

Beklagte? die Hinterbliebenenrenten bereits ab 10 März

1953 zu gewähren und ließ gegen das Urteil die Berufung
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Die gegen das Urteil von der Beklagten beim Landessozial—

gericht (LSG) Nordrhein—Westfalen eingelegte Berufung

blieb ohne Erfolgo Das LSG ist der Ansicht‚ daß die Vor—

aussetzungen für ein Ruhen der Rentenleistung nicht vor—y
liegen° Die Klägerin sei als Inländerin im Sinne von

@ 615 Abso 1 Nro 2 RVO aF anzuseheno Sie habe durch den

Erwerb der polnischen Stäatsangehörigkeit ihre deutsche

nicht verloren9 weil nach @ 17 Ziff° 2 und 5 25 des deut—

schen Reichs- und Staatsangehörigkeitsgesetzes (RuStAngG)

vom 220 Juli 1913 ein Deutscher, der im Inland weder Wohn—

- sitz noch dauernden Aufenthalt habe? durch den Erwerb

einer ausländischen Staatsangehörigkeit die deutsche nur

dann verliereg wenn dieser Erwerb auf seinen Antrag erfolgt

sei° Es beständen zwar Bedenken gegen die Angabe der Klä—

gerin9 daß sie die polnische Staatsangehörigkeit ohne An—

tragstellung erworben habe9 weil die polnische Staatsange—

hörigkeit grundsätzlich nur auf Antrag verliehen werde,

jedoch müsse man die Lage der Klägerin berücksichtigen‚

als sie im Jahre 1947 die polnische Staatsangehörigkeit

erwarbo Selbst wenn man davon ausgehe9 daß die Klägerin

die polnische Staatsangehörigkeit erst nach Stellung eines

diesbezüglichen Antrages erworben habe? habe sie im vorlie—

_
genden Dall die deutsche Staatsangehörigkeit nicht verloren;

Das RuStAngG habe‘die Gründe für den Erwerb und Verlust der

deutschen Staatsangehörigkeit nicht erschöpfend regeln kön—

nen? weil der Gesetzgeber im Jahre 1913 die sich aus den

beiden Weltkriegen ergebenden Umgestaltungen der politischen

Verhältnisse noch nicht habe übersehen könneno Die Klä—

gerin habe in einer Zwangslage gehandelto Auf der einen

Seite sei ihr nicht erlaubt worden‚ in ihre Heimat zurück—

zukehren‚ auf der anderen Seite habe sie als Deutsche_ohne
die polnische Staatsangehörigkeit Nachteile zu erdulden

gehabt° Die Annahme der polnischen Staatsangehörigkeit

' sei nötig gewesen9 um die Grundlage für eine einigermaßen

erträgliche Lebenshaltung für sich und ihre Kinder zu
schaffeno Obwohl sich die Klägerin als deutsche Staatsan—
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gehörige im Ausland aufgehalten habe? seien die Voraus—

setzungen für ein Ruhen ihres Rentenanspruchs nach

@ 615 Abso 1 Nr° 2 RVO aF nicht gegeben9 weil sie der
Beklagten ihren Aufenthaltsort bekanntgegeben habeo

Auch die Voraussetzungen des @ 8 Abso 1 Nro 1 Eremdren—

ten— und Auslandsrentengesctz (FAG) seien erfüllt9 denn
der Ehemann der Klägerin habe sich-seine Berufskrankheit„

an der er verstorben sei9 im Bundesgebiet zugezogeno

Schließlich sei auch der nach @ 8 Abso 2 letzter Satz
FAG erforderliche Antrag in den Jahren 1946 und 1948

gestellt werdeno Es sei nicht erforderlich gewesen? die-

sen Antrag nach dem Inkrafttreten des FAG zu wiederholen()

Der Wohnsitzgrundsatz? der nach der Rechtsprechung des

Bundessozialgerichts auf die in der sowjetischen Besat—

zungszone wohnenden ■entenberechtigten anzuwenden sei‚

könne hier nicht zur Anwendung kommen„ Gegen das Urteil

ließ das LSG die Revision zuo

Die Beklagte hat gegen das ihr am 250 Februar 1965 zuge—
stellte Urteil am 180 März 1965 Revision eingelegt und

sie innerhalb der verlängerten Revisionsbegründungsfrist

begründete Sie ist der Ansicht‚ daß sich aus der Ge—

währung einer Witwenrente aus der polnischen Arbeiter—

rentenversicherung ergebe9 daß die Klägerin in das polni—

sche Sozialversicherungssystem eingegliedert gewesen seio

Daher sei auch auf den vorliegenden Fall der Wohnsitz—

grundsatz anzuwendeno

Die Beklagte beantragt9

das Urteil des Landessozialgerichts Nordrhein-<

Westfalen vom 150 Dezember 1964 und das Urteil—

des Sozialgerichts Duisburg vom 170 Dezember

1962 aufzuheben und die Klage abzuweisen9

hilfsweise9

das angefochtene Urteil mit den ihm zugrunde

liegenden Feststellungen aufzuheben und die

Sache zur erneuten Verhandlung und Entschei—
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dung an die Vorinstanz zurückzuverweiseno

Die Klägerin beantragt,

die Revisionzurückzuweisen°

Sie bezieht sich auf die nach ihrer Ansicht zutreffenden

Gründe des angefochtenen Urteilso

II

Die zulässige Revision ist nicht begründete Die Hinter-

bliebenenrente ist der Klägerin auch für die Zeit vom
10 März 1953 bis zum Ablauf des Monats Februar 1957 zu ge—

währen° Es kann dahingestellt bleibeng ob die Klägerin

durch die Verleihung der polnischen Staatsangehörigkeit

die deutsche Staatsangehörigkeit verloren hat oder nicht;

jedenfalls hat sie am 290 März 1947 die polnische Staats-

angehörigkeit erworbene Es kann vor allem dahinstehen, ob

die Klägerin, matcriellrechtlich gesehen‚ einen Anspruch

auf Hinterbliebenenrente für die streitige Zeit hat; denn

die Beklagte ist auf jeden Fall verpflichtet, den Renten—

anspruch für die streitige Zeit festzustellen und diese
V

Rente auszuzahlen° ’

Wenn auch das Schreiben der Beklagten vom 300 Juni 1948

kein förmlicher Rentenfeststellungsbescheid ist? so ist es

doch9 zumindest in Verbindung mit dem Schreiben der Beklag—

ten vom 100 Januar 19499 als Zusage auf Erteilung eines den

Witwenrentenanspruch der Klägerin anerkennenden “entenfest—

stellungsbescheids anzusehen; die Klägerin mußte nämlich
aus diesen beiden Schreiben den Schluß ziehen? daß ihr der

eine Hinterbliebenenrente zusprechende Bescheid demnächst

erteilt werden sollte° Diese Zusage war, da die Klägerin

‘als polnische Staatsangehörige zu den Berechtigten des

damaligen Besatzungsrechts gehörte und auch die übrigen

Voraussetzungen für die Rentengewährung vorlagen, recht—

mäßi% Es kanndahingestellt bleiben? ob die Beklagtebe—
rechtigt gewesen wäre? diese Zusage auf Grund veränderter
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rechtlicher Verhältnisse - etwa
wege%e■ufhebung

des Besatzungs—

rechts‚ das uoao die Rechtsgrundlage für die Zusage abgegeben

hatte — zurückzunehmen; Der Grundsatz des Vertrauensschutzee ver—

langt jedenfalls bei Zusagen dieser Art? die wiederkehrende9 zum

Unterhalt bestimmte Rentenleistungen betreffen? anzunehmen? daß

die Zurüeknahme einer solchen Zusage nur mit Wirkung von dem Zeit—

punkt der Zurücknahme an und nicht rückwirkend erfolgen kann9 wo—

bei das Recht des ‚Versicherungstr'a'gers9 die Verjährung geltend zu

machen‚ unberührt bleibto Da derartige Leistungen zur Bestreitung

des laufenden LebenSunterhalts verwendä werden9 führt eine solche

Zusage dazu? daß der Versicherte seinen Lebensstandard auf die

zu erwartende Rente einstellt; er muß sich also darauf verlassen

können, daß diese Rente demnächst aud1festgestellt und ausgezahlt

wirdo

Der angefochtene Bescheid vom 180 April 1957 enthält — upao - die
stillschweigende Zurücknahme der gegebenen Zusage für die Verfah—

genheit° Gerade für die Vergangenheit aber durfte die Beklagte,

soweit sie nicht Verjährung geltend gemacht hat‚ diese Zusage

nicht zurücknehmen, so daß sie der Klägerin die Rente für die Zeit?

für die keine Verjährung geltend gemacht werden konnte, zu gewäh—

ren hat„ Das LSG hat die Beklagte daher im Ergebnis zu Recht ver—

urteilty die “ente auch noch für diesen Zeitraum zu gewähreno

Daher war die gegen das Urteil des LSG gerichtete Revision zu—
rückzuweisen°
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